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Sdirlftllther Beritht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rats der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft 

— Drucksache IV/2231 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ehnes 


Das vorliegende Dritte Änderungsgesetz wurde in 
der Sitzung des Bundestages vom 27. Mai 1964 an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend und an den Wirtschaftsaus- 
schuß und den Außenhandelsausschuß mitberatend 
überwiesen. 

In den Ausschußsitzungen am 27. Mai und 5. Juni 
1964 stellte der Ausschuß fest, daß nach dem Gesetz 
zur Durchführung der Verordnung Nr. 19 (Getreide) 
des Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 26. Juli 1962 — DurchfG Getreide — die Richt- 
preise und Interventionspreise für Weichweizen, 
Roggen und Gerste inländischer Erzeugung und die 
Handelsplätze, für die sie gelten, für jedes Getreide- 
wirtschaftsjahr neu festgesetzt werden müssen. 

Mit dem vorliegenden Dritten Änderungsgesetz 
werden nun die Richtpreise und Interventionspreise 
sowie die Handelsplätze für das Getreidewirt- 
schaftsjahr 1964/65 (1. Juli 1964 bis 30. Juni 1965) 
festgesetzt. Neben dieser Änderung sollen die §§ 8 
und 13 des DurchfG Getreide ergänzt und außerdem 
soll Artikel 1 Nr. 6 des Gesetzes zur Änderung des 
DurchfG Getreide vom 19. Juli 1963 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 493) berichtigt werden. 

Nach der Vorlage entsprechen die Grundricht- 
preise und die Grundinterventionspreise für das Ge- 
treidewirtschaftsjahr 1964/65 denen für das Ge- 
treidewirtschaftsjahr 1963/64, und zwar nicht nur zu 
Beginn (1. Juli 1964), sondern auch im weiteren Ab- 
lauf des Getreidewirtschaftsjahres. Der Entwurf 
sieht auch bei den sog. Monatszuschlägen (Reports), 


um die sich die für Juli festgesetzten Preise im 
weiteren Ablauf des Getreidewirtschaftsjahres er- 
höhen, keine Änderungen vor. 

In der Ausschußberatung forderte eine Minder- 
heit, die in der Vorlage festgelegten 5 Reports auf 
insgesamt 7 Reports zu erhöhen, und zwar von bis- 
her 16,50 DM auf insgesamt 23,70 DM. Die Antrag- 
steller begründeten ihren Antrag damit, daß die im 
Gesetzentwurf vorgesehenen 5 Gerstenreports mit 
einem relativ niedrigen Endpreis in der zweiten 
Hälfte des Getreidewirtschaftsjahres die Einfuhr 
von ausländischer Braugerste und von Braumalz in 
einem Ausmaß begünstigen, daß dadurch der Ab- 
satz von inländischer Braugerste über das vertret- 
bare Maß hinaus beeinträchtigt würde. Es seien 
deshalb für Gerste Reports für einschließlich März 
vorzusehen. 

Die Mehrheit des Ausschusses lehnte diesen An- 
trag mit der Begründung ab, daß die Vermehrung 
der Reports einerseits nicht zu einer Begünstigung 
der Braugerstenanbauer führe, andererseits den Zu- 
kauf von ausländischem Futtergetreide insbesondere 
in der zweiten Hälfte des Getreidewirtschaftsjahres 
nicht unerheblich belaste. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD erbaten von 
der Bundesregierung noch einen Bericht im Aus- 
schuß über die Verkaufspreise für eingeführten 
Weizen, die angeblich teilweise unter dem Schwel- 
lenpreis gelegen haben. Hierzu wird der Bericht- 
erstatter gegebenenfalls seinen Schriftlichen Bericht 
im Plenum mündlich noch ergänzen. 
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Der Ausschuß stimmte ferner dem Vorschlag des 
Bundesrates zu, Artikel 3 entsprechend dem Aus- 
schußantrag zu ergänzen. 

Ferner nahm der Ausschuß noch von Druckfehler- 
berichtigungen Kenntnis, die bei der Übermittlung 
an den Bundesrat Berücksichtigung finden werden. 

Zu bemerken sei noch, daß einige Abgeordnete 
den Wunsch an die Bundesregierung äußerten, daß 
in die Verordnung über die inländischen Getreide- 
standards ein besonderer Zuschlag für Qualitäts- 
weizen vorgesehen werde. Der Ausschuß erwartet 
hierzu zeitgerecht eine Stellungnahme der Bundes- 
regierung. 

Die mitbeteiligten Ausschüsse — Außenhandels- 
ausschuß und Wirtschaftsausschuß — haben dem 
vorliegenden Gesetzentwurf zugestimmt. 

Der Wirtschaftsausschuß hat dabei auf seine Stel- 
lungnahme zu dem Vorschlag der EWG-Kommission 
für eine Verordnung des Rats zur Änderung der 
Verordnung Nr. 19 im Hinblick auf eine Vereinheit- 
lichung der Getreidepreise in der Gemeinschaft 
(Mansholt-Plan) — Drucksache IV/1705 — hinge- 
wiesen. 

Die Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses 
vom 5. März 1964 war folgende: 

Der Wirtschaftsausschuß sieht die Vorschläge 
der Kommission der EWG unter allgemein wirt- 
schaftspolitischen Gesichtspunkten als eine Dis- 
kussionsgrundlage für die Herstellung eines ge- 


meinsamen Getreidepreisniveaus an. Die alsbal- 
dige Vereinheitlichung der Getreidepreise in der 
Gemeinschaft ist eine Voraussetzung für die ge- 
meinsame Agrarpolitik. Darüber hinaus erscheint 
dem Ausschuß die Fixierung eines einheitlichen 
Getreidepreises im Hinblick auf den erfolgreichen 
Abschluß der bevorstehenden Gatt Verhandlungen 
dringend geboten. 

Der .Wirtschaftsausschuß billigt die Überlegun- 
gen der Bundesregierung, wonach der Vorschlag 
der Kommission für das Getreidewirtschaftsjahr 
1964/65 noch nicht durchgeführt werden soll. Die 
weiteren Verhandlungen im Rat sollten jedoch so 
geführt werden, daß die Vereinheitlichung bald 
beschlossen, aber erst zu einem späteren, jetzt 
schon festzulegenden Zeitpunkt durchgeführt wird. 
Dies hätte den Vorteil, daß die der Bundesregie- 
rung nach dem 1. Januar 1966 drohende Majori- 
sierung vermieden und eine angemessene Aus- 
gleichszahlung erreicht wird. Darüber hinaus 
würde eine solche Regelung die von der Land- 
wirtschaft mit Recht erwartete Klarheit über die 
künftige Agrarpolitik der Bundesregierung brin- 
gen. 

Im übrigen ist der Ausschuß der Auffassung, 
daß bei der noch vorzunehmenden Festlegung des 
einheitlichen Getreidepreisniveaus die Interessen 
der gesamten Wirtschaft der Bundesrepublik be- 
rücksichtigt werden müssen. 

Namens des Ausschusses bitte ich Sie, dem Aus- 
schußantrag ihre Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 5. Juni 1964 


Ehnes 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2231 — mit 
der Maßgabe, daß Artikel 3 durch folgenden Satz 2 
ergänzt wird: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage, anzuneh- 
men. 


Bonn, den 5, Juni 1964 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Ehnes 

Berichterstatter 



